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WE Wir bitten vie P. T. Lelfer unlerer 
Brofhiüre, [elle im Anfereffe ver 
Barhe aütfialt weiter verbreiten zu 
wollen. 


RE 


IM im 21. Decenber 1892 werden e8 25 Jahre, feitdem durch die 
Gnade unferes erhabenen Monarchen den Völkern Dejter- 
af veich® eine Verfaffung gejchenft wurde, die — eine Schöpfung 
KHIO der Liberalen Partei — die Grundjäge des Fortichrittes umd 
des SFreifinnes mit jolch” überwältigender Macht in jich verkörperte, 
dag fie von allen Bölfern Defterreich$ mit hellem Jubel und mit 
fodernder Begeijterung begrüßt wurde. 

An diefem Tage, welchen die fiberale Bartei ii Gemeinichaft mit 
der demokratischen PBartei, mit der fie jih zum Glücde für die gemein 
jchaftliche gute Sache endlich wieder zujammengefunden bat, um ven 
Kampf gegen die mit immer ärgeren Mitteln arbeitende Reaction zu bejtehen, 
feftlich begeht, Liegt die Frage nahe, ob die Gejeggebung aus Der durch 
die Decemberverfaffung vom Sahre 1867 ausgejprochenen leichbe- 
rehtigung der gejeglich anerkannten Konfefjionen auc) die nothwendigen 
Conjequenzen gezogen hat, ob die dermalen bejtehenden, insbejondere die 
Juden betreffenden gejeglichen Beitimmungen mit dem Grundjaße von 
der Unabhängigkeit des Genufjes der bürgerlichen und politischen Nechte 
von dem Neligionsbekenntnife durchwegs im Eimklange stehen, und ob 
nicht, injoferne dies wirklich der Fall ift, Durch eine umgejeßliche 
Prarıs ein Zuftand herbeigeführt wird, dev fich von dem gängzlichen 
Deangel derartiger Beltimmungen dircch nichts unterscheidet. 

Schon im $ 39 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches, das 
defanntlich bereitS aus dem Jahre 1811 Herrührt, heit es: „Die Ver- 
Ichiedenheit der Religion hat auf die Privatrechte feinen Einfluß, außer 
injoferne Diejes bei einigen Gegenftänden durch die Gefehe insbejondere 
angeordnet wird.“ | 

Diefe Regel von der Unabhängigkeit dev bürgerliden 
Rechte von dem Neligionsbefenntniffe Liegt in der Natur der Sad ; 
denn die Rechte und Pflichten des bürgerlichen Rechtes ftehen natur: 
gemäß mit dem Neligionsbefenntnifje des Trägers derjelben in-gar 
feinem oder in jo lojem Zufammenhange, daß vernünftigerweile die 
Confejjion auf fie anch ohne Einfluß bleiben muß. Die wenigen, in der 
eitirten  gejeßlichen Beftimmung angedenteten Ausnahmen von Diejer 
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Negel werden umjo begreiflicher, wenn man bedenkt, daß diefelben 
durchwegs — wenigftens nach dem gegenwärtigen Stande ver Dürger- 


lichen Gejeßgebung dem Gebiete des Familienrechtes, und insbefondere 


des Cherechtes angehören, welches ja befanntlich jchon ftarf an der 
Grenze zwilchen dem bürgerlichen umd öffentlichen Nechte gelegen ift; 
injoferne Dagegen einzelne diefer Ausnahmen anderen Rechtsgebieten 
des bürgerlichen Nechtes, ingbejondere dem Erbrechte angehörten, 
erklären fie jih nur al3 ganz willfürliche pofitive Beftimmungen, als 
Berirrungen der Gejeßgebung, welche der inneren Berechtigung ent- 
behrten und darum mit der Erfenntniß bievon auch fallen mußten. 

Eine jolche ungerechtfertigte Hintanfegung des Judenthums enthielt 
3. ©. Der 3 595 des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches. „Wer fich 
wicht zur ‚chriftlichen Religion befennt, fanır den Tebten Willen eines 
Ehriften nicht bezeugen.” | 

&3 ijt begreiflich, daß dieje: vdioje gejegliche Beftimmung, welche 
den Suden PBarteilichkeit und Befangenheit gegenüber den Befennern 
der chrijtlichen Religion zum Vorwurf macht, — was infolge der allerdings 
unbeabjichtigten Eimreihung diefer Beftimmung unmittelbar hinter der 
Beitimmung des S 592 a. b. G.-B., welche die Verbrecher aus Ge- 


winnjucht von der Fähigkeit zur Tejtamentszeugenjchaft ausschließt, . 


umfo Ddraftiicher wirft — al3 eine der erften unter dem Ansturm der 
neuen dee der Gleichberechtigung der Staatsbürger fallen mußte. Seit 
‚der fatlerlichen Verordnung vom 6. Sänner 1860 „fünnen demnach auch 
Jolche Berjonen, welche jtch nicht zur chriitlichen Religion befennen, den 
legten Willen eines Chrilten giltig bezeugen.“ 

Eine andere derartige, dem Erbrechte angehörige Ausnahıne enthielt 
Die Beitimmung der SS 768 und 769 a. b. G.-D., wornacdh ein pflicht- 
theilberechtigtes Kind oder pflichttheilberechtigte Eltern aus dem Grunde 
rechtmäßig enterbt werden fünnen, wenn jte vom Chriftentyum abfallen. 

E3 ift auf den erjten Blik emleuchtend, daß Ddiefe Beltimmung, 
welche die regiliöje Freizügigkeit, den Uebertritt eines Chrijten zu einer 
nicht-chriftlichen Neligion, aljo insbejondere zum Judentum —— nicht 
jedoch umgefehrt — mit einem vermögensrechtlichen Nachtheile bedroht, 
in ceraffem Widerjpruche jteht mit der Durch Artikel 14 des Staats- 
grumdgejeßes über die allgemeinen Nechte der Staatsbürger Jedermann 
gewährleifteten vollen Glaubens: und Gewiljensfreiheitt. Denn die 
Slaubens- und Gewifjensfreiheit bejteht eben im dem umantajtbaren 
Rechte, in Sachen der Religion fich lediglich von feiner Ueberzeugung 
(enfen zu laffen, insbejondere auch dasjenige ohne Verantwortung umd 
ohne Nachtheil glauben zu dürfen, was den Inhalt eines anderen 


Religionsbekenntniffes ausmacht, und durch den Webertritt zu Diefem 


Religionsbefenntnijje verantivortungsfrei und nachtheillos die Conje- 
quenzen aus ‚diejer jeiner Weberzeugung zu ziehen. A 

Und wirffich hat, wenige Monate nachdem die neue Berfanfung 
in’8 Leben getreten war, das Gefeh vom 28. Juni 1868, welches die 
durch die Berfaffung auf eine veränderte Bafis gejtellten interconfej- 
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Fionellen Verhältniffe zu vegeln beftimmt war, im Ausführung des 
nn Artifels 14 ansgeiprochen, „dab nad) vollendeten 14. Lebens: 
jahre Jedermann ohne Unterfchied des Geichlechtes die freie Wahl des 
Religionsbefenntnifeg nach feiner eigenen Weberzengung hat md im 
Diejer freien Wahl nöthigenfalls von der Behörde zu Ichügen Mi“, und 
daß die oben citirten Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Ge- 
jegbuches, verinöge welcher der Abfall vom Chriftenthum als recht- 
mäßiger Grund der Enterbung erklärt, dann die Verfügungen des S 122 
lit @ und d des Strafgefeßbuches, womit Derjenige, „welcher einen 
Ehriften zum Abfall vom Ehriftenthum zu verleiten oder eine der chrijt- 
lichen Religion widerftrebende Jrrlehre auszuftreuen Jucht“, des Ver- 
drechens der Neligionsftörung jchuldig erklärt wird, aufgehoben find. 

Sobald eben der Staat von feinen Biirgern ein  beftimmtes 
religiöjes Bekenntniß nicht verlangt, Darf ev Denjenigen, welcher einen 
Anderen, zum Austritt aus einer chriftlihen Neligionsgenofjenjchaft 
und zum Webertritt zun SJudenthum veranlapt, injoferne nur nicht 
Swang oder Lift geübt wird, nicht als Berbrecher behandeln, und 
jobald der Staat von feinen Bürgern weder das Befennen noch das 
Läugnen bejtimmter religtöfer Anfichten begehrt, darf er die Lehren des 
sudenthums als einer von ihm gejeglich anerkannten Neligionsgenofjen- 
jchaft nicht lediglich aug dem Grunde, weil fie der chriftlichen Lehre 
wiverjtrebend find, als Srrlehren bezeichnen und in deren Verbreitung 
ein Berbrechen erblicen. | 


Während die vorhin genannten Ausnahmen von den Saße des 
Ss 39 a. b. ©.-B., dab Die Berichtedenheit der Religion auf Privat: 
rechte einen Einfluß nicht übt, wie wir gejehen haben, bereits bejeitigt 
worden jind, ijt der Kompler von Nechtsnormen des allgemeinen bivger- 
lichen Gejegbuches (SS 123—136), welche fir die Juden ein beionderes,, 
von dem herechte der anderen Lonfefjionen abweichendes Cherecht 
aufjtellen, von den Staatsgrundgejegen in jeinem Beftande nicht ange- 
fochten worden, mit anderen Worten, der Grumdiag von der nab: 
hängigfeit der bürgerlichen Rechte von dem Aeligionsbefenntnijie mecht 
in Defterreich vor dem Cherechte halt. | 


‚ Der Gejeßgebung ftehen bei der gejeglichen Regelung der Ehe 
zwei bericjievene Wege offen; der eine, der noch heute vom Clerus umd 
der clericalen Laienpartei fowie von dem orfhodoren Theile der Fuden- 
Ichaft, die Jämmtlich in diefer Frage noch von mittelalterlichem Geifte 
befangen find, als der richtige angejehen wird, beiteht darin, daß Die 
Gejebgebung in den auf die Ehe bezüglichen Fragen Lediglich die religi- 
öjen Anjchauungen maßgebend jein läßt und jomit das Cherecht und 
die eheliche Gericht3barfeit ganz der betheiligten Religionsgenofjenichaft 
überläßt. ‚Die Unannehmbarfeit diejer Alternative für den modernen 
Staat ergibt jich einerjeits aus dem Umftande, daß die Ehe die Brumd- 
lage der Familie und die Familie die Grundlage des Staates ift, 
andererjeit3 aus dem  Umftande, daß es der Mürde des Staates 
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‚ganz ımangemejjen ift, jo bedeutende jtaatliche Functionen dirrch die 
Kirche üben zu lafjen. | 

Der zweite Weg, welchen die Gejeßgebung bei der Löjung diefer 

Stage einichlagen kanır, bejteht darin, daß fie die Che alS einen reinen 
Nechtsact des bürgerlichen Lebens betrachtet, indem fie die Erfüllung 
der religiöfen Vorjchriften dem Gewillen und dem religiöfen Gefühle 
des Einzelnen überläßt. Der Wirkungskreis der Kirche beichränkt fich 
dann eben auf Das Gebiet des Gemifjens. 

E3 ift hier nicht der Ort, all’ die zahlreichen Gründe anzuführen, 
welche für diefen zweiten Weg mit vollen echte jprechen ; bier jei 
nur conftatirt, daß Die üfterreichiiche Gejeßgebung in Ddiejer Frage, 
in welcher e3 nur ein entweder — oder gibt, die nichts weniger alS goldene 
Mittelftraße einzuschlagen für gut befunden bat. Wir haben in Defter- 
veich zwar formell die bürgerliche Ehe, das heißt, das Eherecht wird. 
durch eine Nechtsquelle des bürgerlichen Nechtes geregelt, md die aus 
den ehelichen Verhältuiije entipringenden Streitigfeiten werden ‘vor den 
weltlichen Gerichten ausgetragen, aber materiell hat das Cherecht emeit 
confejftonellen Charakter, materiell hat man das Cherecht mit den 
religidjen Anfchauumgen der verjchiedenen Glaubensgenofjenfchaften, der 
Katholiken, der Proteftanten, der Juden in Einklang gebracht oder 
richtiger, in Einklang zu bringen gejucht. 

Daß dies inSbejondere riückfichtlich des bürgerlichen Cherechtes 
der Suden nicht gelungen tft, und zwar aus dem Grumde nicht ge- 
(ungen ift, weil die Nedactoren des bürgerlichen Gejehbuches von den 
zu Rathe gezogenen jüdifchen Theologen jchlecht bevathen waren, jet 
hier hervorgehoben, um die zahlreichen jowohl von Seite der Juriften, 
al3 von Seite unferer jüdischen Mitbürger. gegen das bitrgerliche jüdiiche 
Eherecht gerichteten Angriffe und das Verlangen nach einer endlichen 
Kevifion desjelben zu rechtfertigen. | 

Zwar ift die odivjefte Beftimmung desjelben, wornacd nämlic) 
(8 124 a. b. ©. 8.) zır Schließung einer giltigen Judenehe die Verz 
fobten die Bewilligung der politifchen Behörde bewirken mußten, beveit$ 
durch die Faijerliche Berordnung vom 29. November 185% aufgehoben 
worden, jo daß die Juden dermalen nicht mehr einer Gonceijion zur 
Ehe bedürfen, jo daß es nicht mehr im Belieben einer politijchen Ve- 
hörde fteht, aus bloßer Willfür zwei Leuten die Ehe zu unterfagen 
und fie dadurc indirect zur Schließung emer geheimen Che, vor dem 
Kabbiner allein, zu zwingen, welche, weil te der Concejjion des Staates 
entbehrte, vom Standpunkte desjelben umngiltig, nicht vorhanden War, 
fiir die beiden Eheleute eine Quelle zahlreicher Berlegenheiten bildete, 
und den aus diefer Ehe ftammenden Kindern das Brandmal der Un- 
 ebelichfeit aufdrückte; zwar ift diefe Beltimmung jchon lange vor den 
Staatsgrumdgejegen bejeitigt worden, aber immerhin jind nod) heute 
einzelne in Geltung befindliche Bejtimmungen Des bürgerlichen Che 
rechtes der Juden, theils weil fie mit den veligiöjen Anschauungen dCS 
Sudenthums nicht im Einklange stehen, theil3 weil fie mit der jtaat- 
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rımdgejeglich gewährleifteten Unabhängigkeit der bürgerlichen echte 
a In ent näbefknnniffe fich im Widerfpruche befinden, zur Aus- 
merzung reif. | 

Ser fe wegen der Beichränftheit des zur Verfügung jtehenden 
Raumes nım beifpielsweile hervorgehoben, daß, während das mojatiche 
Eherecht im dritten Buche Mofis XVIIL, 18, nur die Ehe mit der 
Schweiter der noch Lebenden Frau verbietet, d. b. aljo bei ge- 
trennter Ehe, bei Lebzeiten der getrennten rau, dagegen die Che 
mit der Schweiter der verstorbenen rau nicht nur nicht verbietet, 
jondern jogar begünftigt, das allgemeine bürgerliche Gejeßbuch aus- 
drüclich das Ehehinderniß der Schwägerjchaft zwijchen dem jüdijchen 
Manne umd der Schweiter jeines verjtorbenen Weibes aufitellt, eine 
gejegliche Beitimmung, für welche bei dem Umfjtande als, namentlich 
wenn die erjte Ehe eine befindete war, der Witwer feinen verwatjten 
Kindern kaum eine bejjere Mutter zu geben vermag, als die Schweiter 
jeiner verjtorbenen Frau, weder die Natur der Sache noch auch religiöfe 
Rüclichten Iprechen. 

Nah S 64 a. db. ©. B. fünnen Cheverträge zwilchen Chriften 
und Werjonen, welche fich nicht zur chriitlichen Neligion befennen, nicht 
giltig eingegangen werden. 

Durch Dieje Beitimmung wird aljo eine Ehe zwischen Chriften 
und Suden für null und nichtig erklärt, den Juden das Connubium 
mit den Ehrijten genommen. | 

Wan hat vielerlei Gründe für die Aufrechterhaltung diefer Bes 
jtimmung in’S Treffen geführt, inSbejondere die Erwägung, daß zwischen 
Perjonen jo verjchiedener religiöfer Anjchanung jchwerlich jene Harmonie 
walten Tann, welche die VBorausjegung einer glücklichen Ehe ist. Allein. 
wenn Diejer Gegenja der Confeiftonen schon zur Nechtfertigung Diejes 
Ehehindernifjes, hinveichen joll, danı muß man fich allen Ernites die 
Frage vorlegen, ob nicht mit der gleichen Berechtigung die zahlreichen 
anderen Gegenjäße, tie diejenigen der Nace und Nationalität, vie ja 
im politiichen Leben eine jo bedeutende Nolle spielen, dann ebenfalls 
Ehehindernifje bilden jollten ? | 

Aber alle Gründe der Welt werden nicht hinveichen, um in einem 
Staate, im welchem die Unabhängigkeit der bitrgerlichen und politischen 
Kechte von dem Neligionsbefenntniffe jtaatsgrundgefeglich gewährleiitet 
it, den Juden das Connubium mit den Chriften zu nehmen und dadurd 
einerjeitS die Schranfe zwijchen diejen beiden Confeflionen firnjtlich auf- 
recht zu erhalten umd amdererfeitS jenen unwirdigen Hultand zu peren- 
‚ miren, welcher darin bejteht, daß der eine Theil —— nicht aus Leber- 

zeugung — jondern lediglich zur Ermöglichung einer Ehe, zur Eonfelfton 
‚ des anderen übertritt, oder beide Theile fich confeiltonslos erklären, 
um die Vorjehrift de S 64 zu umgehen. 
| Benm in Folge der Einführung der obligatoriichen Sivilehe in 
Srankreich, Deutjehland und Ftalien, ja jelbft in dem fatholtichen 
Spanten umd Belgien, den Juden das Connubium mit den Ehriften 
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zujteht, ohne daß Stlagen über unglückliche Ehen Laut werden, jo brauchen: 


u... 


auch wir in Dejterreich nichts Schlechteres zu erwarten, und wenn man - 
Sich jchon in Defterreich noch immer. nicht zur Einführung der obliga- 


toriichen Givilehe aufraffen kann, welche die Entwürfe eines eivilen 


Ehegejees aus den Jahren 1869 und 1874 bereits planen, fo möge 


man wenigjtens den $ 64 de3 allgemeinen bürgerlichen Sejeßbuches 


jtreichen und fich Dadurch ein Mittel zur Eindämmung des confelftonellen 


Haders Jichern. Sobald ein Staat erffärt, daß vor dem Gejeße alle R 
Staatsbürger gleich find, und daß der Genuß der bürgerlichen und 


politischen Rechte von dem Religionsbefenntniffe unabhängig ift (Artikel 14° 


des Staatsgrundgejeßes vom 21. December 1867 über die allgemeinen 


‚ Rechte der Staatsbürger), hat er auch die Pflicht, aus dem Beitande 
jeiner Rechtsnormen alles Dazjenige zu entfernen, was die einzelnen 
von ihm gejeglich anerfannten Confejfionen von einander trennt, und 


eine Regierung, welche diefer Aufgabe nicht voll umd ganz nachfommt, 
hat es jich jelbit zuzufchreiben, wenn die Gegenfüße der Gonfelfionen 


Mich nicht überbrüden Lafjen, und wenn neben dem nationalen Zmift 


noch der confejltionelle Hader fich breit macht. — Und von diefem Stand- 


punkte muB es mit zsreude begrüßt werden, daß die Einführung der 


obligatoriichen Civilehe in Ungarn durch die Aufnahme diefes Punktes’ 


in das Programm der ungarischen Liberalen Partei und durch deren 
mannhaftes Eimtreten fiir diefelbe der Verwirklichung um jo Vieles näher 
gerückt 1it. ae 

„Die öffentlichen Aemter find für alle Staatsbürger gleich zu: 
gänglich," jagt der Artikel 3 de3 Staatsgrundgeleßes über die allge- 


' meinen Nechte der Staatsbürger. 


Wenn der Late diefen Sat zum erjtenmale lieft, jo wird er fich 
— ımd wir fünnen ihm Dies gar nicht verdenfen — die Frage vor- 
legen: Sa, tft das nicht eine ganz überflüjfige Beftimmung, it es 
denn nicht ohnehin ganz jelbitverjtändlich, daß in einen Staate, welcher 


verfafjungsmäßig den von ihm anerfannten Religionsgenofjenichaften die 


gleiche rechtliche Stellung einräumt, bet Dev Belebung der öffentlichen 
Aemter lediglich Die größeren Senntniffe und die bejjeren Fähigkeiten 
zu entjcheiden haben ? Der Jurtit wäre jchter verjucht, ftch. diefer Argu- 
mentation anzuschließen, wenn nicht die Thatjache, daß troß Ddiejer ge- 


jeglichen Beitimmung es nur einer verjchwindend geringen Zahl von. 


‚suden gelungen tft, den Zutritt zu öffentlichen Memtern zu erlangen, 
ihn eines Befieren belehren und ihm die Ueberzeugung beibringen wiirde, 


v 


daß ohne diefe ausdrückliche gejegliche Beitimmung die öffentlichen Aemter 


heutzutage — wie fic) die Antifemiten fein und gebildet ausdrücden — 
überhaupt ganz „judenrein“ wären. 


Man braucht nırr die amtlichen Verzeichniffe der in den Öffentlichen 


Aemtern angeftellten Beamten zur durchblättern, um zur Erfenntniß zu 
gelangen, daß auch nicht im Entferntejten eine der Procentzahl der 


iidischen Bevölferung entiprechende Zahl von Juden im Meilitär- und 
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- öffentlichen Civildienjte angeftellt it. Itur eine ganz verichhiwindende 
Zahl von Juden find Berufsofficiere oder politijche Beamte, und Daß 
auch im Richterftande die Verhältnifje nicht anders liegen, erhellt aus 
der Thatiache, daß unter den zahlreichen vichterlichen yuncttorären des 
- öfterreichifchen Oberlandesgerichtsiprengel® Fein einziger jüdijcher Hofrath, 

Dberlandesgerichtsrath, Staatsanwalt, Landesgerichtsrath oder Bezirts- 

richter, ein einziger jüdischer Nathsfecretär und nur ein paar jüdtche 

- Gerichtsadjuneten fich finden. ve | 

Gerade an diefem Staatsgrundgejege vermag man zu erjehen, tie 
fehr die Anhänger der Gleichberechtigung der gejeßlich anerkannten Con- 
feffionen im Srethum waren, wenn fie in der Bejeitigung aller 
Ungleihheiten vor dem Gejebe dasjenige Ziel erblicten, 
welches zıı erftreben war, und dabei verfannten, daß eine zweite, nicht 
minder wichtige Aufgabe zum vollen Lölung der Frage der Sudenemanz- 
cipation darin befteht, den Juden, nachdem ihnen einmal die Gleichheit 
vor dem Gefjete ftaatsgrundgejeßlich gewährleistet: war, eine Diejer ge- 
jeglichen Gleichheit entiprechende thbatJählihe Sleichftellung 
zur verjchaffen. | 

ir it Defterreich find, jowie der Tourift, Der einen Berg bes 
jteigt, nach Zurücdlegung der erjten Hälfte jenes Weges eine größere 
Raft hält, um neue Kräfte zu jammeln zur Ueberwindung der zweiten 
Megitrede, bei der Beiteiging des Berges, auf welchem die Freiheit 
und die Gleichberechtigung thronen, in der Meıtte des Weges ftehen geblieben 
und halten nunmehr dajelbft bereits eine 2djährige Naft, ohne daß wir 
uns ‚dazu aufraffen Eönnen, den rejtlichen Weg bis zur thatlächlichen 
Sleichitellung der Juden mit den Anhängern der chriftlichen Neligions- 
genofjenjchaften zurüczulegen. Wir haben einerjeitS ein Staatsgrund- 
gejeß, welches die gleiche Zugänglichkeit der üffentlichen Nemter für alle 
Staatsbürger gewährleijtet, wir haben andererjeits eine Praxis, welche 
diejer gejeglichen Beitimmumng geradezu Hohn jpricht. Und dies ist um 
jo schlimmer, als, während anjonft auch dem einzelnen durch eite 
ungejegliche Prarıs Gejchädigten ein Nechtsmittel zur Herftellung des 
gejeglichen Zuftandes zu Gebote fteht, gerade in diefem Falle ein jolches 
Nechtsmittel fehlt. 

ES ijt wiederholt der Fall vorgefommen, daß jüdische Bewerber um 

irgend ein öffentliches Amt, welche mit der erforderlichen Dualification 

verjehen waren, jeiten® der Diejes Amt vergebenden Stelle zurückgewiejen 
wurden, und zwar aus dem Grunde zurickgewiefen wurden, weil fie — 
suden Waren. 

Su der Regel waren Diejenigen, welche das Amt zu vergeben 
hatten, \o flug, diejes Motives in dem abweislichen Bejcheide feine Ex- 
wähnung zu thun, jondern e3 hieß da, daß — dermalen fein Bedarf 
dei, oder daß die betreffende Stelie anderweitig vergeben wurde ; be 
Kanntlich it nichts leichter zu finden als eine Ausrede. Nur Wenige 
bejigen den perjönlichen Muth, den wegen ihrer Zugehörigkeit zum 
‚sudenthume abgerwiejenen Bewerbern um ein Amt die volle Wahrheit 


Be 
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einzugejtehen, manche vathen denjelben jogar direct zum Uebertritt zum 
Chriftenthum, manche wieder wiffen die bittere PBille der Abweiiung zu 
überzudern. So jagte einer der Testen ‚Wiener Oberlandesgerichts-Prähe 
denten einem jüdtichen Nechtspraftitanten des Wiener Landesgerichtes, 
der fich ihm al3 Bewerber um eine Auscultantenjtelle vorstellte: ch 
fann e3 nicht über das Herz bringen, einen Suden zum Auscultanten 
zu ernennen, weil ich weiß, daß derjelbe wegen feiner Confeflion es 
zu einer höheren richterlichen Function nicht bringen fan, und weil er 
jich dann in jpäteren Jahren, wenn er fich immer md immer wieder 
präterirt jieht, Die bitterjten Vorwürfe über feinen verfehlten Lebens- 
zwecd machen wird. | 

Ein oder der andere abgewiejene jüdiiche Bewerber um ein öffent: 
liches Amt ging an das Neichsgericht, welches auf Grund der dermalen 
bejtehenden Gelege Lediglich dahin entjcheiden Fonnte, „daß durch das 
genannte Staatsgriumdgejeß nur die Befähigung aller Elafien der 
öjterreichiichen Staatsbürger zur Erlangung der öffentlichen Nemter, 
aber feineswegs das Necht derjelben ftatnirt wird, unter gewifien 
Boransjegimgen zıı einem beftimmten öffentlichen Aınte ernannt oder 
in demjelben betätigt werden zu müjjen.“ Eine gejegliche Grundlage, 
auf welcher unjere jüdischen Meitbürger einen Zwang zu ihrer Bericfichti- 
gung bei der Bejegung der öffentlichen Nemter gegenüber der ernennen- 
den Stelle ausüben könnten, exriftirt nicht, fie iind auf das Wohlwollen, 
oder richtiger gejagt, auf die Willkür derjelben angewiejen. 

Spjehr wir nun die Nothwendigfeit des Ausbanes und der Er: 


weiterung der Stantsgrundgejeße anerkennen, jo miffen wir uns doch 


jagen, daß eine Bejerung der Situation der Juden vückjichtlich der Zur 
gänglichkeit der öffentlichen Aemter von einem direct auf die Erreichung 
Diejes HZieles gerichteten Acte der Gejeßgebung fich wohl nicht erwarten 
läßt. Dean hat den VBorjchlag gemacht, eS Folle den Juden ftaatsgrund- 
gejeglich Das Necht eingeräumt werden, daß eme der Procentzahl der 
jüdischen Bevölferung entjprechende Zahl von öffentlichen Aemtern mit 
Ssuden bejeßt werden joll. Ueber diefen Borjchlag jagt Eduard dv. Hart- 


“. 


mann in jeiner Schrift „das Judenthum in Gegenwart und Zukunft” 


folgendes: „Wollte man z. DB. ein Gejeß geben, dab eine der Yrocent- 
zahl der jüdischen Bevölferung entiprechende Zahl von Juden im Welttär- 
und Givildienfte angejtellt werden müßten, jo müßte vorher das Cr- 
nennungsrecht des Landesfürjten, daS Cooptionsrecht der Ufftzierscorps 
abgejchafft werden und Beamte mit der Ernennung betraut werden, von 
denen man erwarten fünnte, daß fie auch perjönlich ungualifieirte Can- 
didaten ihrer Ueberzeugung zumider ernennen würden, um dent Gejeße 
genngzuthun. Die Forderung der Juden, eine ihrem Procentjaße ent- 
iprechende Zahl von Nichter-, Staatsanwalt-, Lehrer= und projeioren- 
tellen überantwortet zu erhalten, wiirde billiger Werje mit der Gegen 
forderung beantwortet werden, daß auch das zuläflige Mariımum 
jüdischer Aerzte, Kournaliften, vereidigter Mäkler u. |. w. auf die ihrem 
Procentjage entiprechende Ziffer herabgejegt wird. Ihatjächlich it aber 
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das Uebergewicht der Juden in den ihnen bereits eröffneten höheren 
Berufen weit größer als das Marco in den ihnen noch) verjchlojjenen“. 

In einem müfjen wir Hartmann Recht geben, nämlich darin, daß 
eme gejeglihe Borfhrift, daß eine ver Procentzahl der 
jüdiichen Bevölkerung entiprechende Zahl von Juden im Militärs und 
Civildienft angeftellt werden müßte, ich nicht empfiehlt; aber nicht aus 
dem von ihm genannten Grunde, jondern lediglich deshalb, weil eine 
folche gejeliche Borjchrift nicht durchführbar wäre. Und wirklich finden 
wir eine jolche gejegliche Bejtimmung bei feinem derjenigen Staaten, ın 
welchen die gleiche Zugänglichkeit der Aemter nicht nur gejeßlich aus- 
gejprochen ift, fondern auch thatlächlich prakticirt wird. Hier hilft ein 
Gejeb, feine Berordnung, hier hilft nur, wie Dies 5. D. ın granfreic) 
der all ift, wo Juden in verhältnigmäßig großer Zahl im StaatS=, 
Landes- und Commmmaldienfte jtehen, daß die Ueberzeugung jich unter 
der chriftlichen Bevölkerung Bahn bricht, daß die Zugehörigkeit zum 
Sudenthume allein nicht ichon einen Bewerber als zu Dem Ante 
umngqualificirt evicheinen läßt. ES gibt tüchtige Juden genug, welche jedem 
Amte, das fie zu verwalten hätten, zur Ehre und Zierde gereichen, und. 
welche ihren beichworenen Amtspflichten mit dem gleichen Eifer und mit 
der gleichen Unparteilichfeit nachfommen würden, wie ihre chriftlichen 
Amtscollegen. Der tüchtige Jude joll ebenjo im öffentlichen Dienite 
jtehen Dürfen, wie der tüchtige Chrift, und der untüchtige Chrift muß 
von der Erlangung eines öffentlichen Amtes ebenjo ausgeschloffen jein, 
wie Der untüchtige Jude. 

Und wenn Hartmann den Zugang zu den öffentlichen Memtern, 
die ein uneingeichränftes Nationalgefühl fordern, den Juden darum 
berwehren will, weil „das nationale Gefühl des jüdiichen Bürgers 
den jir Gemeinfinn in feinem Herzen verfügbaren Raum mit dem 
jüdischen Stammesgefühle theilen oder fich gar demjelben unterordnen 
muß", jo ift gerade in unjerem Staate, der jo reih an verschiedenen 
Nationalitäten und daher an verschiedenen nationalen Gefithlen ift, 
die Wahl jehr jchwierig, im welches - nationale Gefühl das üdijche 
Stammesgefühl aufgehen fol. Alle diefe verjchiedenen nationalen 
Gefühle aber überjtrahlt das Bewußtjein der Zugehörigkeit zu einem 
gemeimjamen DWaterlande, zu einem gemeinfamen Herricherhaufe, und 
jo verträglich mit diefer Liebe zum Waterlande und zum SHerricher- 
hause das nationale Gefühl der deutichen, czechiichen, floveniichen, 
magyarııchen und croatiichen Arier ift, fo verträglich ift mit derjelben 
‚doch Jicherlich das jüdiiche Stammesgefühl. 

, Soviel Patriotismus, wie die Herren Antijemiten, welche das 
nationale Gefühl in Erbpacht genommen haben, befien unjere ji- 
diihen Mitbürger noch immerhin. Man braucht jih nur die Mühe 
zu nehmen, die Berichte über die Decupation Bosniens und der Her: 
 zegowima zu lejen und im den Verzeichniffen der wegen Zapferfeit 
 belobten und mit Medaillen nnd Orden ausgezeichneten Soldaten nac)- 
zufehen, um zu finden, daß zahlreiche Juden ‚auf dem Schlachtfelde 
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im Kampfe für das Baterland den Beweis geliefert haben, daß fie, 
obwohl ihnen von antifemitischer Seite immer vorgeworfen wird, daß 
tte zpremdlinge find, in Defterreich ihr Vaterland jehen, nicht Fremdlinge 
ind und. nicht als Fremdlinge fich fühlen, und daß das vielgeichmähte 
jidiche Stammesgefühl fie nicht gehindert hat — und mehr kann auch 
der Antijemit nicht thun — auf dem Schlachtfelde ihr Blut und Leben 
fir dr „Baterland“ zu opfern. Wer gut genug dazı ift, fein Blut für 
ein Land zur vergtegen, der hat auch den wohlbegriindeten Anspruch 
darauf, Diejes Land jein Vaterland zu heißen, wenn auch die Wiege 
jeines Urgroßvaters nicht in diefem Lande jtand, der hat aber auch das 
Recht, dierem DVBaterlande al3 Beamter oder Offtcier zu dienen. | 
Ganz Falih umd unhaltbar ift aber der Schluß des sont jo 
fogiich denfenden Hartmann, daß man die Forderung der Juden auf 
eine ihrem PBrocentjaße “Entiprechende Zahl von öffentlichen Aemtern 
billiger Weile mit der Gegenforderung beantworten mie, daß auch das 
 zulälltge Martmum jüdischer Aerzte, Advocaten und Sournaliften ebenjo 
anf die ihrem PBrocentjage entiprechende Ziffer herabgeleßt werden mille. 
Denn der Beruf emes Advocaten, eines Arztes, eines Sournaliften tft 
ein freier Beruf, den zu wählen oder nicht zu wählen im Belteben des 
Einzelnen ftehen muß, und dejien Ausübung lediglich von der Erwer- 
‚bung der erforderlichen Kenntnijfe abhängig fein Darf. 
Daß die Juden num im Ddiefen Berufen heutzutage notoriich das 
Uebergewicht haben, ift eine Leicht erflärliche IThatlache. a8 
 Zunäcjt läßt der Sude jeine Söhne und das ilt eine 
Eigenschaft, die wir unferen chriftlichen Meitbürgern zur Nachahmung 
empfehlen — etwas Nechtes fernen. Selbft der ärmfte jiidiiche Haufirer 
Ipart fich den Testen Kreuzer vom Munde ab und legt fich Entbehrungen 
auf, um die Mittel zu erichwingen, jeine Söhne jtudiren zu lajjen, um 
ihnen dereinft eine geachtetere Stellung in der menjchlichen Gejellichaft 
zu verfchaffen, als er fie befißt; denn ev weiß aus eigener Crfahrung, 
daß der gebildete Jude, der im der Gejellichaft jern Xbort mitzureden 
fich zu benehmen und durch feine Kenntnijje jenen Deitbürgern Achtung 
abzuringen weiß, denjenigen Verfolgungen beiweitem nicht ausgelebt Mt, 
welche der arme Jude alltäglich von der rohen Menge zu erdulden hat: 
und wenn mun der Sohn emes folchen Juden fich eine höhere geijtige 
Ausbildung verfchafft und fich einem der höheren Berufe zumwendet und 
die Beamtenlaufbahn fich verjchloffen fieht, dann ift e$ Klar und für 
Keden, mit Ausnahme der Zudenfetude, jelbjtveritändlich, daß er einen 
von denjenigen Berzifen ergreift, in welchen blos die größere Tüchtig- 
feit, nicht aber die Confeffion entjcheidet, ven Beruf des Arztes, 
Advocaten, Sournaliften. Würde den Juden Die Beamtencarriere 0 
offen stehen, wie fie heute den Staatsbürgern hriftlicher Confeljton 
offen fteht, Hätte der Jude Die Gewähr, Daß bei der Bejebung der 
öffentlichen Aemter Lediglich auf die Tüchtigkeit, niemals auf Die Con- 
feijfion Nückficht genommen wird, dann würde die Zahl der jüdiichen 
Aerzte, Advocaten, Journaliften von jelbit abnehmen, und die von 
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Hartmann al Conjegwenz geforderte Beichränfug der HZugäng- 
ichkeit diefer Berufe für die Juden wäre überflüflig. # 

Wa3 jollen denn eigentlich unjere jüdichen Mitbürger werden? 

Der Beruf des Arztes, Advocaten, Yournaliften erregt bereits 
bei den Chriften Anjtoß ; Beamte Fünnen fie nicht werden; Un IE jic) 
dem Handelsitande widmen, bildet, obwohl fie Demelben durch die Ylus= 
ihließung von den übrigen Berufen Iyftematiich zugetrieben WurDen, 
jeit DOlims Zeiten einen der Jchwerjten Vorwürfe, die man gegen jie 
erhebt ; die Handwerker wehren jich mit Händen und Füßen gegen Die 
jüdischen Handwerfegenofjen, und wenn die Juden e8 wagen würden, 
ic) in größerer Zahl dem Handwerfsitande zuzumenden, jo wirde 
jofort die antijemitische Saat unter den Handwerkern veich in die Halme 
Ichießen; und daß Die großen Meafen der Gewerbetreibenden den 
Locungen der antijemitiichen VBerführer jo ‚leicht folgen umd in deren 
Nese gerathen, ift nicht zum mindeiten auf ihre ‚yurcht vor dev jüdijchen 
Concurrenz, die fie jo gerne befeitigen möchten, zurückzuführen, und 
weil man jich jchämt, das Verlangen auf Bejeitigung diejer. jüdischen 
Sonenrenz zu Stellen amd einzugejtehen, da die Urjache des Juden- 
hafjes in der Gleichheit des Berufes gelegen it, fümpft man gegen den 
Juden als jolchen und vergigt dabei, dal der Jude, der jener Yehr- 
md Steuerpflicht gerade jo entipricht, wie der Chrift, auch das Necht 
m die freie Berufswahl und auf die Ausübung des gewählten Berufes 
in demjelben Umfange haben muB, wie der Chrüt. 

Und gibt es Ddemm wirklich gegenüber diefer Iyitematiichen Ver- 
yeßung des Volkes gegen die jüdischen Mitbürger feine gejegliche Hand- 
habe zum Schuße derjelben, hat Die Regierung wirkiich wicht Die gejeß- 
lichen Weittel, um vie jüdischen Staatsbürger, welchen verfafjungsmäßig 
die gleiche Nechtsftellung gebührt, wie den Öfterreichiichen Stantsbürgern 
anderer Confejfion, gegen die antijemitifchen Ansschrertungen zu \chügen ? 
Haben wir Doch een S 302 des Strafgejeges, nach welchem Derjenige, 
welcher Andere zu FFeindieligkeiten wider die verichiedenen Religions 
genpjjenichaften auffordert, aneifert oder zu verleiten Fucht, infoferne ich 
dieje Thätigkeit wicht als eine schwerer verpüönte ftrafbare Handlung dars 
jtellt, jich eines Bergeheus schuldig macht und zu Ytrengem Arreite von 
3 bis 6 Monaten verurtheilt werden joll. Tag Fir Tag wird Diele 
Beitimmung des Strafgeieges in öffentlichen Berlammlungen, Bereinen, 
im Wirthshaufe, in Zeitungen, Broschüren und ‚slugblättern mit frecher 
Stirne übertreten, ohne daß die zur Wahrung des Nechtszuftandes 
berufenen Behörden mit der nöthigen Energie und Inerbittlichkeit ein- 
jhreiten. Und doch würden einige weiige jtatutrte Exrempel binveichen, 
um derartige umwürdige Ausschreitungen und Berheßungen der Benül- 
ferung, welche ein friedliches Zulammenteben anschließen, fiir alle Zu- 
funft zu verhüten. 

Wenn fich einmal die Ueberzeugung Bahn gebrochen haben wird, 
daß Die Vernunft, die Neligion, das Sejeß amd die Politif die Be- 
jeitigung diefev Ausjchreitungen erheiichen, die Bermunft, weil die Kuden 
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jo gut Menfchen find wie die Andersgläubigen, die Religion, weil fie 
gebietet, diefe Menjchen. zu lieben wie fich jelbit, dag Gejeß, weil es 
diefenn Menjchen Menjchenrechte und die gleiche rechtliche Stellung ein- 
räumt, die PBolitif, weil nur die Bejeitigung Ddiejer inneren Gegenfäße 
einen Staat ftarf und Fräftig machen und erhalten faun; erjt wenn 
fih diefe Meberzeugung Bahn gebrochen haben wird, dann werden toix 
bei demjenigen Zuftande angelangt jein, welcher den Staatsgrund- 
gejegen entipricht. | 

.Bedauerlih bleibt nur, daß nach fünfundzwanzigjähriger Wirk- 
lamfeit der Staatsgrundgejege Dasjenige als bloßer Wunjch aug- 
gejprochen werden muß, was auf Grund der Gejeße bereit ein Viertel- 
ahrhundert Praxis hätte fein jollen. 
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